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Energie-, umwelt- und klimapolitische Argumente 
gegen den Bau und Betrieb  

eines Steinkohlekraftwerks in Brunsbüttel  
 
 

1. Unvereinbarkeit mit den Anforderungen des Klimas chutzes 

Nach inzwischen gefestigter Überzeugung führender Klimaforscher müssen die In-
dustriestaaten bis 2050 ihre Treibhausgas-Emissionen um 80 bis 95 Prozent min-
dern, wenn es noch eine Chance geben soll, den globalen Temperaturanstieg auf 
durchschnittlich zwei Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit zu begrenzen. 
Auf dem letzten G8-Gipfel im Juli 2009 haben die Regierungschefs der führenden In-
dustriestaaten beschlossen, dass sie eine Reduktion der globalen Treibhausgas-
emissionen bis 2050 um mindestens 50% für erforderlich halten. Sie haben sich au-
ßerdem zum ersten Mal darauf verständigt, dass die Industriestaaten ihre Emissio-
nen bis 2050 um mindestens 80% gegenüber 1990 vermindern. Die Bundesregie-
rung bestätigt das Ziel ausdrücklich in ihrem Koalitionsvertrag. Sie bekennt sich dar-
über hinaus zu den mittelfristigen Klimazielen im Integrierten Energie- und Klimapro-
gramm (IEK) zur Reduktion der nationalen Treibhausgase vom August 2007. Danach 
soll der CO2-Ausstoß in Deutschland bis zum Jahr 2020 um 40 % unter den Wert des 
Basisjahres 1990 sinken. 
 
Die Landesregierung Schleswig-Holstein unterstützt in ihrem Klimaschutzbericht 20091 
die nationalen und europäischen Klimaschutzziele und sieht sich in der Lage, die Ziele 
des IEK auf Landesebene zu erreichen. Im Bereich der erneuerbaren Energien sollen 
die Zielvorgaben sogar übererfüllt werden. Im Klartext: eine CO2-Reduzierung um 
40 % bis 2020 hält die Landesregierung für machbar, den Anteil an erneuerbarer E-
nergie in der Stromversorgung von mindestens 30 % will Schleswig-Holstein im glei-
chen Zeitraum übertreffen. 
 
Die Emissionen des wichtigsten Treibhausgases CO2 lagen im Basisjahr 1990 in 
Deutschland bei 1.032 Mio. Tonnen. Im Jahr 2008 betrugen sie 832 Mio. Tonnen. Ei-
ne Reduktion um 80 % (95 %) gegenüber dem Basisjahr 1990 bedeutet, dass die 
Klimagase in nur vier Jahrzehnten auf dann nur mehr 52 Mio. (- 95 %) bzw. 206 Mio. 
(- 80 %) Jahrestonnen gedrückt werden müssen. Zu diesem Ziel werden alle Sekto-
ren, Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, Handel/Gewerbe/Dienstleistungen und die 
privaten Haushalte beitragen müssen. Der öffentlichen Strom- und Wärmeerzeu-
gung, die heute etwa 400 Mio. Jahrestonnen an Kohlendioxid zu verantworten hat, 
steht 2050 noch ein jährliches Emissionsniveau von 16 Mio. t. (- 95 %) bzw. 83 Mio. t 
(- 80 %) CO2 zu.2 
 
Die zehn bereits in Bau befindlichen deutschen Stein- und Braunkohlekraftwerke 
würden bis weit in die Mitte dieses Jahrhunderts mehr als 70 Mio. Tonnen Kohlendi-
                                                 
1 LT.-Drs. 16/2743 vom 01.07.2009 
2 Vgl. auch SRU, 100 % erneuerbare Stromversorgung bis 2050: klimaverträglich, sicher, bezahlbar, Mai 2010; S. 47, 
http://www.umweltrat.de/cae/servlet/contentblob/1001596/publicationFile/63831/2010_05_Stellung_15_erneuerbareStromversorgu
ng.pdf.  
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oxid jährlich emittieren.3 Es ist leicht erkennbar, dass allein die derzeitigen Neubau-
ten bei über den nationalen Emissionsmengenlimits liegen würden, gleichzeitig aber 
nur einen geringen Teil der bundesdeutschen Stromnachfrage befriedigen könnten.4 
Allein der geplante Steinkohle-Doppelblock der SüdWestStrom StadtKraftWerk Bruns-
büttel würde noch 2050 jährlich bis zu 10,2 Mio. t. Kohlendioxid ausstoßen. 
 
Mit einem Bau von bis zu vier neuen Kohleblöcken in Brunsbüttel würden sich die 
strombedingten CO2-Emissionen des Bundeslandes mehr als verfünffachen5 und allein 
der Steinkohle-Doppelblock würde die bisherige CO2-Bilanz des Landes fast verdop-
peln. Statt zur anvisierten CO2-Reduktion käme es zu einer massiven Erhöhung der 
Treibhausgasemissionen in Schleswig-Holstein. 
 
 

1.1 Energieerzeugung größter Einzelemittent von Tre ibhausgasen 
 
Die energiebedingten CO2-Emissionen tragen in Deutschland zu über 95 % der ge-
samten CO2-Emissionen bei. Der größte Anteil von über 40 % ist dabei der Stromer-
zeugung zuzuschreiben.6 Quellen dieser Klimagas-Emissionen sind rund 230 fossile 
Kraftwerke, von denen die meisten mit Stein- oder Braunkohle befeuert werden. Dem 
deutschen Stromerzeugungssektor kommt daher eine Schlüsselrolle für die Reduzie-
rung klimaschädlicher Emissionen zu. Um die langfristigen Klimaschutzziele im 
Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung erfüllen zu können, muss daher ein grund-
legender Wandel in der Stromerzeugung stattfinden. 
 

                                                 
3 Berechnungsgrundlage: Steinkohlekraftwerke: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter kWh Strom = 0,75 kg / jährliche Volllast-
stunden: 7.500 h; Braunkohlekraftwerke: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter kWh Strom = 0,95 kg / jährliche Volllaststun-
den: 8.000 h. 
4 Vgl. SRU (Fn. 2), S. 47. 
5 Die strombedingten CO2-Emissionen in Schleswig-Holstein lagen im Jahr 2006 lt. Länderarbeitskreis Energiebilanzen 
(http://www.lak-energiebilanzen.de/sixcms/detail.php?gsid=lbm1.c.258393.de) bei rund 3,5 Mio. Tonnen. Die Realisierung der 
vier Kohlekraftwerksblöcke in Brunsbüttel würde jährliche CO2-Emissionen in Höhe von 20 Mio. Tonnen zur Folge haben. (Be-
rechungsgrundlage: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter kWh Strom = 0,75 kg / jährliche Volllaststunden = 7.500 h) 
6 UBA „Klimaschutz und Versorgungssicherheit Entwicklung einer nachhaltigen Stromversorgung“, September 2009; 
http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3850.pdf  
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Abb. 1: CO2-Emissionen in Deutschland nach Quellkategorien; Quelle: UBA, Juli 2009. 
 
 

1.2 Energie-Erzeugungsstruktur vor grundlegendem Wa ndel 
 
Dem deutschen Kraftwerkspark steht in den nächsten Jahren eine grundlegende Er-
neuerung bevor. Bis zum Jahr 2020 werden nach unterschiedlichen Schätzungen 
fossile Kraftwerkskapazitäten im Bereich von 2,4 GW bis 33 GW vom Netz gehen. 
Das Bundeswirtschaftsministerium prognostiziert gar Stilllegungen in Höhe von 35 GW 
bis 2020. 
 
Der Erneuerungsbedarf im gesamten deutschen Kraftwerkspark wird für den Zeitho-
rizont bis 2030 auf 50 bis 80 GW geschätzt.7  
 

                                                 
7 SRU, Weichenstellungen für eine nachhaltige Stromversorgung, Mai 2009, 
http://www.umweltrat.de/04presse/downlo04/hintgru/2009_05_Thesen_Stromversorgung.pdf  
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Abb. 2: Außerbetriebnahme von fossilen Bestandskraftwerken (Erdgas, Stein- und Braunkohle) in 
Deutschland bis 2020; Quelle: Matthes/ Ziesing, Entwicklung des deutschen Kraftwerksparks und  
die Deckung des Strombedarf, Oktober 2008. 
 
Die Erkenntnis, dass die Treibhausgasemissionen in den Industrieländern bis zum 
Jahr 2050 um mindestens 80 % reduziert werden müssen, erfordert einen Technolo-
giewechsel in der Energieerzeugung. Mit welcher Art von Kraftwerken die altersbe-
dingt vom Netz gehenden Stromerzeugungskapazitäten zukünftig ersetzt werden, 
wird ausschlaggebend dafür sein, ob Deutschland seine Klimaschutzziele erreicht. 
Die im Auftrag des Bundesumweltministeriums erarbeitete Leitstudie 20088 be-
schreibt die voraussichtliche Bandbreite der zukünftigen Entwicklung der Energiever-
sorgung und erläutert, mit welchen strukturellen und ökonomischen Wirkungen im 
Energiesektor zu rechnen ist. Unter der Voraussetzung, dass in Deutschland 28 GW 
an fossilen Kraftwerken zwischen 2005 und 2020 stillgelegt werden, können gemäß 
der Leitstudie 2008 neue fossil befeuerte Kraftwerke bis zu einer Leistung von 
29 GW errichtet werden. Trotz dieses Zubaus an fossilen Kraftwerkskapazitäten wä-
re, nach Berechnung der Autoren, eine CO2-Reduktion von 36 Prozent bis 2020 noch 
erreichbar, wenn der Bau neuer Kohlekraftwerkskapazitäten den Wert von 9 GW an 
elektrischer Leistung nicht überschreitet. Die übrigen 20 GW sind in Form von Gas-
kraftwerken zu errichten.9 
 
Heute sind bereits neue Stromerzeugungskapazitäten in Form von acht Steinkohle- 
und zwei Braunkohle-Kraftwerken mit einer elektrischer Bruttoleistung von insgesamt 
11,4 GW genehmigt und im Bau.10 Es wird folglich schon heute die gemäß der Leit-
studie noch tolerierbare Obergrenze für neue Kohlekraftwerke um mehr als 25 % 
überschritten. Das Erreichen der nationalen Klimaschutzziele ist damit schon jetzt ge-

                                                 
8 BMU, Leitstudie 2008 - Weiterentwicklung der „Ausbaustrategie Erneuerbare Energien“ vor dem Hintergrund der aktuellen 
Klimaschutzziele Deutschlands und Europas, Oktober 2008. 
9 BMU, Leitstudie 2008 - Zentrale Ergebnisse für Entscheidungsträger, S. 3f. 
10 Übersicht über die Kohlekraftwerksprojekte in Deutschland, Deutsche Umwelthilfe (Stand: August 2010), 
http://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kohlekraftwerke/DUH-
Liste_Kohlekraftwerke_Uebersicht_2010.pdf  
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fährdet. Jeder weitere Zubau an Kohlekraftwerken – und damit auch der Bau eines 
Kohlekraftwerks in Brunsbüttel – steht den Bemühungen zur Reduktion der nationa-
len Treibhausgasemissionen diametral entgegen.  
 
 

1.3 Wirkungsgrad neuer Kohlekraftwerke genügt nicht  den Klimaschutz-
anforderungen 

 
Während sich in der Vergangenheit noch beträchtliche Wirkungsgradsteigerungen 
bei fossilen Kraftwerken erreichen ließen, sind die Potenziale für zukünftige Effi-
zienzsteigerungen durch die thermodynamischen und werkstofftechnischen Grenzen 
bei der reinen Stromerzeugung limitiert. 
 
Abbildung 3 zeigt im oberen Teil die Entwicklung der elektrischen Wirkungsgrade von 
Braunkohle-, Steinkohle- und Erdgaskraftwerken: jeweils für alte Kraftwerke (Stand 
vor 1970), für Kraftwerke nach dem heutigen Stand der Technik und den Erwar-
tungswert für Neubaukraftwerke für die Zeit nach 2015 (Zukunft). 
 

 
Abb. 3: Elektrischer Wirkungsgrad und spezifische CO2-Emissionen verschiedener Kraftwerkstech-
niken, Quelle: UBA, September 2009. 
 
Die spezifischen CO2-Emissionen der neuesten Generation von Steinkohlekraftwer-
ken liegen mit 735 Gramm pro Kilowattstunde (g/kWh) immer noch deutlich höher als 
die ältesten Erdgas-Kombi-Kraftwerke, deren Anlagentechnik zum Teil noch aus den 
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1960er Jahren stammt. Der Emissionsvergleich macht deutlich, dass Erdgas-
Kraftwerke pro erzeugte Kilowattstunde Strom erheblich weniger CO2 emittieren als 
die modernsten Braun- und Steinkohlekraftwerke. Gas- und Dampfkraftwerke haben 
mit 350 g/kWh die geringsten spezifischen Emissionen. Die größten Effizienz- und 
Klimaschutzpotentiale sind – im Bereich der Stromerzeugung auf Basis fossiler 
Brennstoffe – folglich durch den Ersatz alter Kohlekraftwerke mit neuen Erdgaskraft-
werken zu erschließen. Wirkungsgradsteigerungen allein durch den Ersatz alter Koh-
lekraftwerke durch neue Kohlekraftwerke gleicher Leistung reichen bei weitem nicht 
aus, um die langfristigen Klimaschutzziele zu erreichen. 
 
SWS gibt in den Antragsunterlagen einen elektrischen Wirkungsgrad für das Kraftwerk 
von 46 % an. Aus den Unterlagen von SWS sowie aus den energiewirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen ergibt sich jedoch, dass dieser Wirkungsgrad nicht erreicht wer-
den kann. In der Kurzbeschreibung des Projektes in den Antragsunterlagen wird unter 
Punkt 4.4 nachfolgende Tabelle (Seite 14) angeführt, woraus sich ein elektrischer Net-
towirkungsgrad von > 46 % ergeben soll: 
 

 
Abb. 4: Technische Daten (pro Block bei 100 % Nennleistung), SWS 2009. 
 
Die Antragstellerin geht von einem Betrieb der geplanten Kraftwerksblöcke im Best-
punkt und unter idealen Bedingungen aus. Sie gibt an, dass dann ein Wirkungsgrad 
größer 46 % erreicht werden könne. Der elektrische Nettowirkungsgrad eines Kraft-
werks ist der Quotient aus der Stromerzeugung (abzüglich des Eigenstrombedarfs) 
und der zeitgleich technisch zugeführten Energie, hier die Feuerungswärmeleistung. 
Die Antragstellerin legt bei ihrer Berechnung fälschlicherweise die Feuerungswärme-
leistung von 1.810 MWth zu Grunde, ohne Berücksichtigung des Einsatzes der Heiz-
flächenreinigungssysteme. Stattdessen muss in die Wirkungsgradbetrachtung der 
gesamte Kraftwerkseinsatz zwischen zwei Revisionsphasen (= Reisezeit) einbezo-
gen werden. Mit zunehmender Betriebsdauer steigt – aufgrund von Ablagerungen 
etwa an Brennkesselwänden – die Feuerungswärmeleistung für eine gleichbleibend 
hohe Nettostromerzeugung. Steigt die Feuerungswärmeleistung vom Beginn der 
Reisezeit (1.810 MWth) bis zum Ende auf 2.100 MWth, müsste zumindest das rechne-
rische Mittel beider Werte für die Berechnung des Wirkungsgrades zugrunde gelegt 
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werden. Mit dem rechnerischen Mittel von 1.955 MWth als Basis, reduziert sich der 
Wirkungsgrad von 46 % auf nur mehr 42,9 %.  
 
Werden zusätzlich noch Lastwechselvorgänge (An- und Abfahrvorgänge, Teillastbe-
trieb) berücksichtigt, welche mit dem wachsenden Anteil großer Strommengen aus 
erneuerbaren Energien im Netz zunehmen (siehe Ziff. 2.1), reduziert dies zusätzlich 
den Wirkungsgrad der Anlage. Weitere Wirkungsgradverluste treten mit dem Anstieg 
der Umgebungslufttemperatur sowie der Kühlwassertemperatur (Elbe) ein.  
 
 

1.4 Langfristige CO 2-Emissionsbegrenzung und Konsequenzen für den 
Neubau von Kraftwerken 

 
Die in den nächsten Jahren neu ans Netz gehenden Kraftwerke werden, bei Laufzei-
ten von 40 Jahren und mehr, noch mindestens bis zur Mitte des Jahrhunderts Strom 
produzieren. Bei Laufzeiten von 45 Jahren gehen die derzeit im Bau befindliche Koh-
lekraftwerke erst in den Jahren 2055 bis 2057 außer Betrieb. Diese Situation ist den 
langfristigen Emissionsminderungszielen gegenüberzustellen, wonach Industrielän-
der wie Deutschland bis 2050 ihre Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 um 
80 % bis 95 % reduzieren müssen.  
 
Wie bereits oben ausgeführt, steht Deutschland für alle Sektoren im Jahr 2050 noch 
ein Emissionsbudget von 52 Mio. t (bei 95 % Reduzierung) bis 206 Mio. t (bei 80 % 
Reduzierung) zur Verfügung.11 Für den Bereich der öffentlichen Strom- und Wärme-
erzeugung würde dies – bei vereinfachter Annahme eines ähnlich hohen CO2-Anteils 
an den Gesamtemissionen wie in den letzten Jahren – noch ein zulässiges Emissi-
onsniveau von 16 Mio. t (- 95 %) CO2 pro Jahr bzw. 83 Mio. t CO2 pro Jahr (- 80 %) 
bedeuten.12  
 

                                                 
11 Matthes/Ziesing, Entwicklung des deutschen Kraftwerksparks und die Deckung des Strombedarf – Kurzexpertise für den Rat 
für Nachhaltige Entwicklung, Oktober 2008. 
12 Vgl. auch SRU (Fn. 2). 
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Abb. 5: Nationale Kohlendioxid-Emissionen einzelner Sektoren, Visualisierung der CO2-Mengen  
unter Berücksichtigung einer Treibhausgasreduktion um 95 % bis zum Jahr 2050;  
Quelle: Umweltbundesamt, Graphik: DUH. 
 
Die bereits heute in Bau befindlichen neuen Stein- und Braunkohlekraftwerke werden 
zukünftig 70 Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr emittieren.13 Sollten sämtliche 
der 22 geplanten Kohlekraftwerksprojekte realisiert werden, würden allein diese Koh-
lekraftwerke im Jahr 2050 und darüber hinaus jährlich 153 Mio. t Kohlendioxid aus-
stoßen. Damit wird deutlich, dass ohne einen Technologiewechsel, vor allem einer 
vollständigen Umstellung der Stromproduktion auf erneuerbare Energien, das lang-
fristige Klimaziel nicht zu erreichen ist. 
 
Das Umweltbundesamt begründet in seiner Studie „Klimaschutz und Versorgungssi-
cherheit“14 das Erfordernis eine nachhaltige Stromversorgung zu entwickeln wie folgt: 

„Eine Betrachtung der langfristigen europäischen Klimaschutzziele und der 
spezifischen CO2-Emissionen der Kraftwerke zeigt erstens: Die durchschnitt-
lichen spezifischen CO2- Emissionen dürfen im Jahr 2050 nur noch weniger 
als ein Drittel der heutigen Werte betragen, müssen also unter 150 g/kWhel 
sinken. Zweitens: Obwohl neue Kohlekraftwerke deutlich höhere Wirkungs-
grade und deshalb geringere CO2-Emissionen pro erzeugter Kilowattstunde 
erreichen als alte Kohlekraftwerke, reichen diese Effizienzgewinne bei wei-
tem nicht für eine CO2-Minderung in der Größenordnung aus, wie sie der 
Klimaschutz erfordert. Drittens: Unter den fossilen Alternativen ohne CCS 
führt nur der Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue hocheffiziente Erdgas-
gefeuerte Gas- und Dampfturbinenkraftwerke mittelfristig zu ausreichenden 
CO2-Minderungen. 

                                                 
13 Berechnungsgrundlage: Steinkohlekraftwerke: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter Kilowattstunde Strom = 0,75 kg / jährli-
che Volllaststunden: 7.500 h; Braunkohlekraftwerke: spezifischer CO2-Ausstoß je erzeugter kWh Strom = 0,95 kg / jährliche 
Volllaststunden: 8.000 h. 
14 UBA „Klimaschutz und Versorgungssicherheit - Entwicklung einer nachhaltigen Stromversorgung“, September 2009; 
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-medien/mysql_medien.php?anfrage=Kennummer&Suchwort=3850  
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Eine starke Kohlenutzung mit heutiger Kraftwerkstechnik würde zudem lang-
fristig – das heißt weit nach 2020 und bei zukünftig stetig sinkendem Cap – 
den CO2-Zertifikatepreis in die Höhe treiben. 

Da die Amortisationszeit neuer fossiler Kraftwerke rund 20 Jahre und deren 
technische Lebensdauer über 40 Jahre beträgt, bestünde mit einem massi-
ven Neubau an Kohlekraftwerken das Risiko der Festlegung auf einen emis-
sionsintensiven fossilen Kraftwerkspark und das Risiko von Fehlinvestitionen 
für die Kraftwerksbetreiber. 
Der Weiterbetrieb bestehender fossiler Kraftwerke bis 2020 ist europaweit 
nicht mit höheren Emissionen verbunden, da die Gesamtmenge an CO2-
Emissionen in diesem Zeitraum durch den Emissionshandel begrenzt ist.“ 

 
Zu vergleichbaren Ergebnissen kommt der Sachverständigenrat für Umweltfragen der 
deutschen Bundesregierung (SRU) in seinem Sondergutachten „100 % Erneuerbare 
Stromversorgung bis 2050: klimaverträglich, sicher, bezahlbar“.15 Darin fassen die 
Wissenschaftler ihre gewonnenen Erkenntnisse wie folgt zusammen: 

Weder eine Verlängerung der Laufzeit von Atomkraftwerken noch der Bau neuer 
Kohlekraftwerke mit Kohlendioxidabscheidung und -speicherung sind notwendig. An-
ders ausgedrückt: Bereits der Bestand an konventionellen Kraftwerken (mit einem ge-
ringen Zubau an Gaskraftwerken) reicht als Brücke – hin zu einer regenerativen 
Stromversorgung – aus. 

Eine Planung für den Übergang, die wie im Szenario des SRU eine eher knapp be-
messene durchschnittliche Laufzeit von 35 Jahren für konventionelle Kraftwerke zu-
grunde legt, würde hinreichend Puffer und damit eine ausreichende Flexibilität des 
Systems enthalten. Sollte sich der Ausbau von Netzen, Speichern oder Erzeugungs-
kapazitäten für die erneuerbaren Energien aus unvorhergesehenen Gründen verzö-
gern, könnten einzelne Kraftwerke des Bestandes länger als geplant am Netz bleiben 
und so Engpässe ausgleichen. 

Der Bedarf an Grundlastkraftwerken sinkt in einem System mit hohen Anteilen erneu-
erbarer Energien. Angesichts der hohen Volatilität erneuerbarer Energien sinkt das 
kontinuierlich über das gesamte Jahr erzeugbare Leistungsband erheblich, die An-
zahl notwendiger Abschaltungen bzw. Ab- und Anfahrvorgänge steigt. Ab einem er-
neuerbaren Anteil von etwa 30 % wird der Bau neuer konventioneller Kraftwerke, die 
dann nicht mehr mit einer hohen Auslastung gefahren werden können, ökonomisch 
unrentabel. Bei einem weiter steigenden Anteil fluktuierender erneuerbarer Energie-
quellen im System wird der Betrieb von Grundlastkraftwerken überdies auch tech-
nisch problematisch. Sowohl die Laufzeitverlängerung für Kernkraftwerke als auch ein 
zusätzlicher Neubau von Kohlekraftwerken erhöhen zudem das Risiko, dass über zu-
nehmend längere Zeitfenster Überkapazitäten im System entstehen, die entweder die 
zeitweilige Abschaltung regenerativer Kapazitäten erfordern oder zu kostspieliger Un-
terauslastung konventioneller Kapazitäten führen und damit die Kosten des Über-
gangs unnötig erhöhen können. Eine generelle und deutliche Verlängerung der Lauf-
zeiten von Kernkraftwerken ist deshalb mit den hier vorgestellten Szenarien für den 
Übergang zur regenerativen Vollversorgung nicht vereinbar. 

 

                                                 
15 Vgl. SRU (Fn. 2). 
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2. Systemkonflikt zwischen Grundlastkraftwerken und  Erneuerba-

ren Energien 

2.1 Grundlastkraftwerke und erneuerbare Energien pa ssen nicht zusammen 
 
Die Genehmigung weiterer Kohlekraftwerke ist mit einem zukünftigen Energieversor-
gungssystem, das auf einen hohen Anteil an erneuerbarer Energie setzt, aus klimapoliti-
schen wie auch aus energiewirtschaftlichen Gründen nicht vereinbar.  
 
Die hohen Investitionskosten eines Steinkohlekraftwerks können nur dann ausgeglichen 
werden, wenn die Kohleblöcke nahezu rund um die Uhr laufen. So prognostizieren die 
Kraftwerksprojektierer deutlich mehr als 7.000 Volllaststunden pro Jahr für ihre Kraftwer-
ke. Diese werden sich schon Ende des Jahrzehnts nicht mehr erreichen lassen. 
 
In der bisherigen Struktur der Stromerzeugung werden Atom- und Braunkohlekraft-
werke in Deutschland zur Deckung der sog. Grundlast eingesetzt, während Steinkoh-
lekraftwerke überwiegend der Versorgung im Bereich der Mittellast dienen. Dies lässt 
sich anhand der durchschnittlichen Jahresvolllaststunden von Kraftwerken veran-
schaulichen. 
 

 
Abb. 6: Durchschnittliche Jahresvolllaststunden deutscher Kraftwerke im Jahr 2008, Quelle BDEW. 
 
Ein Vergleich der bisherigen Kraftwerksauslastung mit den prognostizierten Volllast-
stunden neuer Steinkohlekraftwerksprojekte zeigt, dass diese ganz überwiegend zur 
Deckung der Grundlast konzipiert werden.  
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Dies liegt darin begründet, dass die Investitionskosten in Milliardenhöhe die Betreiber 
zwingen, ihre neuen Kohleblöcke praktisch rund um die Uhr laufen zu lassen. Nur über 
eine hohe Auslastung, d.h. durchgängige Stromproduktion bei Volllast, lassen sich 
Neuanlagen überhaupt wirtschaftlich betreiben.  
 
Diese Art der Stromversorgung wird jedoch mit dem weiteren Ausbau der erneuerba-
ren Energien, die Vorrang im Netz haben, immer weiter zurückgedrängt.  
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Abb. 7: Prognostizierte Jahresvolllaststunden deutscher Steinkohle-Kraftwerksplanungen,  
Quelle: Unternehmensangaben. 
 
Große Mengen an Grundlast sind mit einem stark wachsenden Anteil an fluktuierender 
Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien nicht vereinbar. Im Frühsommer 2009 
hat der Sachverständigenrat für Umweltfragen der deutschen Bundesregierung (SRU) 
in seiner Stellungnahme zur Zukunft der Energieversorgung16 deutlich gemacht, dass 
sich ein hoher Anteil an Grundlastkraftwerken mit dem weiteren Ausbau der erneuer-
baren Energien nicht verträgt. Der SRU tritt entschieden der Behauptung entgegen, 
dass Kohlekraftwerke als Ergänzung der regenerativen Energiequellen zur Bereitstel-
lung so genannter Grundlast erforderlich wären. Auch die Argumentation, der Bau 
neuer Kohlekraftwerke sei wegen des gesetzlich verankerten Ausstiegs aus der Atom-
energienutzung notwendig, widerlegt der SRU. Stattdessen zeige „die sachliche Ana-
lyse, dass eine Stromversorgung ohne Kohle und Kernenergie auf der Basis regenera-
tiver Energiequellen möglich ist, und dass der erforderliche Ausbau von erneuerbaren 
Energien mit hohen Anteilen von Grundlastkraftwerken nicht vereinbar ist“, so der 
SRU.  
 
Systemkonflikte zwischen Grundlastkraftwerken und hohen Anteilen an erneuerbaren 
Energien räumen auch die Stromkonzerne E.ON und die französische EdF ein. In ei-
ner Stellungnahme zu Beginn des Jahres 2009 forderten die Energieversorger von 

                                                 
16 SRU (Fn. 7). 
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der britischen Regierung eine Begrenzung des Ausbaus der Erneuerbaren in Groß-
britannien. Zur Begründung verweisen sie darauf, dass die fluktuierende Einspeisung 
von Wind- und Sonnenenergie sehr flexible Marktmechanismen bei den restlichen 
Erzeugungskapazitäten voraussetze. Dazu seien aber ihre Grundlastkraftwerke nicht 
in der Lage. E.ON und EdF beklagen, dass mit größer werdendem Anteil von Wind- 
und Sonnenkraft im Energiemix die Kraftwerke umso flexibler reagieren müssten, 
wodurch umso stärker deren Rentabilität beeinträchtigt würde.17 
 

 
Abb. 8: Auszug aus dem E.ON Positionspapier; Quelle: E.ON UK 
 
 
Bereits heute decken die Erneuerbaren bei starkem Wind bis zu drei Viertel der bun-
desweiten Stromnachfrage ab. In Zeiten geringer Stromnachfrage und hohem Wind- 
und Solarstrom-Angebot geraten Grundlastkraftwerke stark unter Druck. Sie müssen 
ihre Stromproduktion drosseln oder – wie zunehmend an der Börse zu beobachten – 
hohe Preise dafür bezahlen, dass ihr Strom abgenommen wird. Die mangelnde Fle-
xibilität des übrigen Kraftwerksparks führt daher immer häufiger zu negativen Strom-
preisen. Die Unflexibilität dieser Grundlastkraftwerke stellt die Betreiber in windstar-
ken Zeiten heute schon vor die Entscheidung, ein Kraftwerk stundenweise herunter 
zu fahren oder in diesen Zeiten den Atom- und Kohlestrom zu verschenken bzw. so-
gar noch dafür zu bezahlen. 
 

                                                 
17 EON UK, http://www.eon-uk.com/downloads/UK_Renewable_Energy_Strategy_Consultation_-_E_ON_response.pdf ;  
Frankfurter Rundschau vom 24.03.2009 „Stromriesen contra Windkraft“, http://www.fr-
online.de/in_und_ausland/wirtschaft/aktuell/?em_cnt=1698084&. 
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Unten stehende Graphik zeigt exemplarisch Preise und Handelsvolumen für sog. 
Stundenkontrakte am Spotmarkt der Strombörse in Leipzig (EEX). Beispielsweise lag 
der Preis für eine Megawattstunde Strom im Mai 2009 über einen Zeitraum von 
sechs Stunden im negativen Bereich (in der Graphik grün gekennzeichnet) und sank 
dabei auf einen Negativwert von -151,67 Euro.  
 
 

 
Abb. 9: Preis und Handelsvolumen für Stundenkontrakte bei Strom am Spotmarkt der Leipziger 
Strombörse; im Beispiel der Zeitraum 01.05. bis 07.05.2009; Quelle: http://www.eex.com. 
 
Ein Blick auf die im Internet veröffentlichten Börsenpreise und Handelsvolumen am 
Spotmarkt zeigt, dass dies kein Einzelfall ist. Recherchen der Deutschen Umwelthilfe 
ergaben, dass seit der Systemumstellung an der EEX (seit 01.09.2008 sind negative 
Börsenpreise möglich) der Stromhandelspreis am Spotmarkt bis Ende 2009 mehr als 
180 Stunden lang nahe null oder darunter lag.  
 
Den bisherigen Negativrekord verzeichnete die Leipziger Strombörse am 4. Oktober 
2009. An jenem Sonntag notierte erstmals der Durchschnittspreis für die an dem Tag 
insgesamt am Spotmarkt gehandelte Strommenge im Minus, nämlich bei minus 11,59 
Euro pro Megawattstunde. Acht Stunden hintereinander lag der Strompreis bei oder 
unter Null Euro und erreichte zwischen zwei und drei Uhr in der Nacht ein Allzeittief 
von minus 500 Euro pro Megawattstunde (entspricht - 50 Ct/kWh). Das bedeutet, dass 
die Stromkonzerne – die ihre unflexiblen Grundlastkraftwerke auch dann weiterlaufen 
lassen, wenn die Erneuerbaren den Großteil des Strombedarfs decken – immer tiefer 
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in die Tasche greifen müssen, damit ihnen irgendjemand innerhalb oder außerhalb 
Deutschlands den Überschussstrom abnimmt. 
 
 

2.2 Entwicklungen des zukünftigen Stromsystems auf Basis erneuerbarer 
Energien 

 
Die Bundesregierung will den Anteil der erneuerbaren Energien bis 2020 auf mindes-
tens 30 % steigern und danach weiter kontinuierlich erhöhen. Am 4. August 2010 hat 
die deutsche Regierung den „Nationalen Aktionsplan für erneuerbare Energien“ be-
schlossen.18 Darin geht sie davon aus, dass der jahresdurchschnittliche Anteil der er-
neuerbaren Energien im Stromsektor im Jahr 2020 bereits bei 38,6 % liegen wird.  

 
Abb. 10: Schätzung des Gesamtbeitrags (installierte Kapazität, Bruttostromproduktion), der in 
Deutschland zur Nutzung erneuerbarer Energien im Elektrizitätssektor im Jahr 2020 erwartet wird; 
Quelle: Deutsche Bundesregierung – Nationaler Aktionsplan für erneuerbare Energien, S. 117. 
 
Die Deutsche Umwelthilfe hat auf Basis der aktuellen Ausbauzahlen der Deutschen 
Bundesregierung und der Wetterdaten des Jahres 2009 vom Fraunhofer-Institut für 
Windenergie und Energiesystemtechnik (IWES) in Kassel errechnen lassen, inwieweit 
die Stromnachfrage aus der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien in den Mona-
ten Mai bis Juli 2020 gedeckt wird und welche Strommengen dann noch in konventio-
nellen Kraftwerken erzeugt werden müssen. Dabei wurde davon ausgegangen, dass 
der Strombedarf des Jahres 2009 bis zum Jahr 2020 unverändert bleibt.  
 

                                                 
18

 Nationaler Aktionsplan für erneuerbare Energie gemäß der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen; http://www.erneuerbare-
energien.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/nationaler_aktionsplan_ee.pdf  
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Die Ergebnisse sollen beispielhaft anhand zweiter Wochengrafiken in den Monaten 
Mai und Juni 2020 veranschaulicht werden.19 

 

Erläuterungen: 

Die rot gekennzeichnete Linie zeigt den zeitlichen Verlauf des bundesdeutschen Strom-
bedarfs unter der konservativen Annahme, dass er sich zwischen 2009 und 2020 nicht 
verändert, es also nicht zu den von der Bundesregierung geplanten Einsparungen 
kommt. 

Die grüne Fläche steht für die prognostizierte Netto-Stromproduktion aus Biomasse-
kraftwerken (feste, flüssige und gasförmige Brennstoffe) in 2020.  

Die türkisfarbene Fläche steht für Strommengen aus Wasserkraftwerken. Dunkel- und 
hellblau schattierte Flächen stellen die erwarteten Strommengen aus Windkraftanlagen 
an Land (Onshore) und vor der deutschen Nord- und Ostseeküste (Offshore) dar.  

Gelb markiert ist die prognostizierte Stromerzeugung aus Photovoltaikanlagen.  

Die verbleibende grau Fläche (so genannte Residuallast) zwischen dem Strom-
verbrauch und der Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energieanlagen steht für den 
restlichen Strombedarf, der aus konventionellen Kraftwerken auf Basis von Braun- und 
Steinkohle, sowie aus Gas- und Atomkraftwerken bereitgestellt wird.  

 
Abb. 11: Prognostizierte Stromnachfrage u. EE-Stromeinspeisung in Deutschland für KW 21  
(Mitte Mai) im Jahr 2020. 
 

                                                 
19 Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse sind auf den Internetseiten der DUH abrufbar unter: 
http://www.duh.de/uploads/media/DUH_Hintergrundpapier_EE_und_Atom_05082010.pdf  
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Abb. 12: Prognostizierte Stromnachfrage u. EE-Stromeinspeisung in Deutschland für KW 24  
(Mitte Juni) im Jahr 2020. 
 
Die Deckung des verbleibenden Strombedarfs nach Abzug der vorrangigen Stromein-
speisung aus erneuerbaren Energiequellen (sog. Residuallast) erfordert einen flexib-
len und schnellstartfähigen konventionellen Kraftwerkspark, der auf die schwankende 
Stromnachfrage und die fluktuierende Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien 
reagieren kann.  
 
Dies verdeutlichen wiederum beispielhaft die beiden Grafiken für die 21. und die 24. 
Kalenderwoche im Jahr 2020. Dargestellt ist jeweils die Differenz aus dem Strom-
verbrauch und der Einspeisung aus Erneuerbaren Energien. Wenn die Einspeisung 
den Strombedarf übersteigt wird die benötigte Stromleistung aus konventionellen 
Kraftwerken negativ (schwarze Flächen) 
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Abb. 13: Prognostizierte Residuallast in Deutschland für KW 21 im Jahr 2020. 
 

 
Abb. 14: Prognostizierte Residuallast in Deutschland für KW 24 im Jahr 2020. 
 

In der folgenden Grafik ist die Residuallast für das gesamte Jahr 2020 (auf Basis der 
Wetterdaten des Jahres 2009) dargestellt. Es wird erkennbar, dass die Einspeisung 
aus erneuerbaren Energien insbesondere in den Sommermonaten den Strom-
verbrauch öfter sogar übersteigt. Die benötigte Residuallast wird negativ, noch viel 
häufiger liegt sie nur knapp über der Nulllinie. 
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Abb. 15: Prognostizierte Residuallast über das gesamte Jahr 2020. 

 

 
Abb. 16: Prognostizierte Residuallast und Stein- und Braunkohlekapazitäten im Jahr 2020. 

 
Im Jahr 2020 werden noch zahlreiche Braun- und Steinkohlekraftwerke am Netz sein, 
die über unbefristete Genehmigungen verfügen. Kohlekraftwerke, die entweder seit 
1990 grundlegend ertüchtigt oder neu errichtet wurden (15,6 GW) und solche Kohle-
kraftwerke, die derzeit im Bau sind (11,4 GW), verfügen insgesamt über eine Leistung 
von 27 Gigawatt. Dieses „Kohlestromband“ ist aus technischen bzw. aus rein wirt-
schaftlichen Gründen nicht in der Lage, dauerhaft die stark schwankende Residual-
lastkurve „abzufahren“. 

Installierte  
Steinkohle-Leistung  
(~ 13,5 GW) 

 
Installierte  
Braunkohle-Leistung  
(~ 13,5 GW) 



 
 
 
 

Seite 19 von 28 

Hinzu kommt eine Nettoleistung der 17 deutschen Atomkraftwerke in Höhe von etwa 
20 Gigawatt, die ihre Stromproduktion nur sehr begrenzt an den schwankenden 
Stromverbrauch und die Einspeisung aus erneuerbaren Energien anpassen kön-
nen.20 Die Bundesregierung beschloss Anfang September 2010, die Laufzeiten der 
Atomkraftwerke um weitere 8 bis 14 Jahre zu verlängern. Nach Berechnungen des 
Öko-Instituts wird dadurch das bisher, gemäß Atomgesetz 2002, verfügbare Stromer-
zeugungskontingent für die Atomkraftwerke von 2.623 TWh auf 4.480 TWh ausgewei-
tet.21 Folglich geht das letzte deutsche Atomkraftwerk erst im Jahr 2037 vom Netz. 

 
Abb. 17: Stromerzeugung deutscher Atomkraftwerke nach dem Laufzeitverlängerungsmodell  
vom 5. September 2010; Quelle: Öko-Institut, 09/2010. 
 
Es wird daher zukünftig nicht zu wenig Strom aus der Grundlast-Erzeugung zur Ver-
fügung stehen sondern zu viel. Jeder weitere Zubau an Kohlekraftwerken führt daher 
bereits innerhalb der nächsten zehn Jahre zu einem Überangebot von Strom aus 
Kraftwerken, die für hohe Volllaststunden ausgelegt sind. Je weiter der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien vorankommt, umso mehr wird sich der Systemkonflikt zwi-
schen variabler Einspeisung von Wind- und Solarstrom und inflexiblen Großkraftwer-
ken zuspitzen.  
 

                                                 
20 Ausführlicher hierzu EWI, Analyse der Ursachen für negative Strompreise am 3./4. Oktober 2009 und möglicher Abhilfemaß-
nahmen, Studie im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums, 02/2010; 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Service/publikationen,did=348478.html. 
21 Öko-Institut, Erste Auswertung des am 5. September 2010 ausgehandelten Modells für die Laufzeitverlängerung der deut-
schen Kernkraftwerke, S. 3; http://www.oeko.de/oekodoc/1065/2010-111-de.pdf   
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Abb. 18: Prognostizierte Residuallast und Stein- und Braunkohle- und Atomkapazitäten im Jahr 2020. 

 
Die bisherigen Erzeugungsstrukturen Grundlast – Mittellast – Spitzenlast müssen auf-
grund des rasant wachsenden Ausbaus der erneuerbaren Energien neu definiert wer-
den. Um die extrem unstete Nachfrage-Lücke (Residuallast) schließen zu können, 
muss sich der verbleibende Kraftwerkspark durch hohe Flexibilität auszeichnen. Nach-
dem uns bis in 10 Jahren (noch) nicht die Speicherkapazitäten zur Verfügung stehen 
werden, die notwendig sind, um die volatile Einspeisung großen Mengen an Wind- und 
Solarstrom zu glätten, muss der restliche Kraftwerkspark sehr flexibel auf die Nachfra-
ge und fluktuierende Einspeisung reagieren.  
 
Die Auslastung neuer Steinkohlekraftwerke wird sich mittel- bis langfristig aufgrund des 
stetig wachsenden Anteils an „grünem“ Strom immer mehr verringern. Die Folge sind 
deutlich geringere Volllaststunden für Kohleblöcke, was sich negativ auf der Erlösseite 
niederschlägt und letztlich den wirtschaftlichen Betrieb dieser Kraftwerke gefährdet.22 
Eine Untersuchung der Universität Flensburg23 hat die wirtschaftlichen Perspektiven 
am Beispiel von in Brunsbüttel geplanten vier Kohleblöcken mit einer elektrischen Ge-
samtleistung von 3.200 Megawatt unter die Lupe genommen und errechnet, dass auf-
grund der an der Elbemündung zukünftig einspeisenden Offshore-Windenergie-
anlagen die neuen Kohlekraftwerke statt der kalkulierten 7.000 bis 8.000 Jahresvoll-
laststunden maximal 4.111 bis 6.190 Stunden pro Jahr Strom ins Netz einspeisen 
könnten. Selbst wenn die Transportkapazität des Stromnetzes an der Nordseeküste 
bei Brunsbüttel parallel zum bevorstehenden Auf- und Ausbau der Offshore-
Windkapazitäten stark ausgebaut würden, kämen nach Berechnungen der Autorin die 
geplanten vier Kohleblöcke übers Jahr nicht ausreichend lange zum Einsatz, um wirt-
schaftlich arbeiten zu können.  

                                                 
22 Zum gleichen Ergebnis kommt ein Gutachten des Arrhenis Instituts zur Wirtschaftlichkeit von Kohlekraftwerken am Beispiel 
des geplanten Kraftwerks in Mainz, 2009; zuletzt auch Jarass, Wiesbadener Kurier vom 28.07.2009, http://www.main-
rheiner.de/region/objekt.php3?artikel_id=3847026  
23 Wiese, „Auswirkungen der Offshore-Windenergie auf den Betrieb von Kohlekraftwerken in Brunsbüttel“, Juni 2008; 
http://www.duh.de/uploads/media/Windenergie-Kohlekraftwerke_Brunsbuettel_Wiese.pdf  
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In die gleiche Richtung weisen auch die Ergebnisse der Leitstudie 2008 des Bundes-
umweltministeriums, wonach im Jahr 2030 (2050) aufgrund des steigenden Anteils 
an erneuerbarer Energie nur noch von einer mittleren Auslastung aller fossilen Kraft-
werke von 3.900 Volllaststunden (3.200 Volllaststunden) auszugehen ist. Die da-
durch steigenden Stromgestehungskosten wirken sich auf Kohlekraftwerke – auf-
grund höherer Investitionskosten und der höheren Kosten für den CO2-Ausstoß – 
deutlich stärker aus als etwa auf Gaskraftwerke. Die Leitstudie resümiert, letztlich 
könnte es dazu führen, dass Gaskraftwerke trotz höherer Brennstoffkosten den 
Strom deutlich günstiger erzeugen als Kohlekraftwerke.24 
 
Entscheidend für einen flexiblen Kraftwerkspark, der die Stromeinspeisung aus Erneu-
erbaren Energien sinnvoll ergänzen kann, sind kurze Mindest-Stillstandzeiten, geringe 
Anfahrdauern und kurze Mindest-Betriebszeiten. Deshalb werden in Deutschland für 
eine Übergangszeit zusätzlich hocheffiziente Gaskraftwerke benötigt werden. In der 
Summe wird aber nicht wesentlich mehr Gas benötigt. Es wird im Wesentlichen nur zu 
einer Verschiebung der Einsatzgebiete für Erdgas kommen. Durch die Sanierung des 
Gebäudebestandes lässt sich sehr viel Erdgas einsparen, denn wie unten stehende 
Graphik zeigt, übersteigt der Anteil des in Haushalten verbrauchten Gases den 
Verbrauch in Kraftwerken ganz deutlich.  
 
Auch das Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie spricht sich für die Übertragung 
von mehr Erdgasmengen aus dem Wärme- in den Strom- bzw. KWK-Sektor aus, ohne 
dass dadurch der absolute Erdgasbedarf in Deutschland steigen würde. Der mögliche 
Mehrbedarf an Gas ließe sich über Effizienzmaßnahmen im Wärmesektor gewinnen, 
der derzeit noch einen Anteil von rund 70 % am Gasbedarf habe, schreiben die Auto-
ren in der im Auftrag von Greenpeace erstellten Studie.25 Für den Umstieg ins Zeitalter 
der regenerativen Energiequellen empfehlen die Wissenschaftler den Bau und Betrieb 
hocheffizienter Gas- und Dampfkraftwerken. Weiter heißt es in der Studie:  

„Aufgrund ihrer im Vergleich zu Kohle- oder auch Kernkraftwerken guten Regeleigen-
schaften, ihrer vergleichsweise geringen Kapitalkosten und geringen spezifischen 
Treibhausgasemissionen, haben Erdgaskraftwerke als Komplementärtechnologie zu 
der unstetigen Einspeisung der erneuerbaren Energien deutliche Vorteile. Ihnen 
kommt damit neben der reinen Stromerzeugung zukünftig eine wichtige Rolle in Be-
zug auf die Erbringung von Systemdienstleistungen zu. Erdgas-GuD- und Gasturbi-
nenkraftwerke stabilisieren das Gesamtsystem, und flexibel einsetzbare Erdgas- oder 
Biogas-Blockheizkraftwerke mit Wärmespeicher ergänzen in virtuellen Kraftwerken in 
idealer Weise die durch Wind- und Solaranlagen geprägten dezentralen Strukturen. 
Mit der Entwicklung der „Power to Gas“ Technologie, also der synthetischen Erzeu-
gung von Erdgas aus Strom, kann Erdgas inklusiv seiner vorhandenen Infrastruktur 
(Leitungsnetze und große Erdgasspeicher) perspektivisch auch zur elektrochemi-
schen Speicherung erneuerbaren Stroms zur Anwendung kommen. Möglicherweise 
ist dies eine echte Alternative bzw. Ergänzung zum Stromtransport von den Erzeu-
gungsschwerpunkten (z.B. Offshore-Windparks) zu den Verbrauchsschwerpunkten.“ 

                                                 
24 BMU, Leitstudie 2008 (Fn. 8), S. 111. 
25 Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie: Erdgas: Die Brücke ins regenerative Zeitalter - Bewertung des Energieträgers 
Erdgas und seiner Importabhängigkeit, 08/2010; 
http://www.greenpeace.de/themen/energie/presseerklaerungen/artikel/erdgas_ist_die_brueckentechnologie_fuer_deutschland/ 
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Abb. 19: Deutscher Gas-Import und -Verbrauch im Jahr 2008; Quelle BDEW. 
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3. Ungewisse Zukunft der CO 2-Abscheidung und Endlagerung 

Ob die Abscheidung und sichere unterirdische Verpressung von Kohlendioxid (CCS) 
einen Beitrag zum Klimaschutz liefern kann, ist derzeit offen, weil die Technologie 
noch nicht in großtechnischem Maßstab erprobt wurde und die ökologischen Risiken 
der Lagerung weitgehend unerforscht sind. Die Abscheidung von CO2 setzt die Etab-
lierung einer Infrastruktur zum Transport und zur langfristigen, sicheren Lagerung 
sehr großer Mengen von CO2 voraus. Bemühungen zur Erkundung möglicher Lager-
stätten für Carbon Dioxide Capture and Storage (CCS) haben bereits im letzten Jahr 
den erbitterten Widerstand der von der unterirdischen CO2-Lagerung betroffenen Be-
völkerung vor allem in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein hervor-
gerufen. Nach Einschätzung des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) 
stellt CCS eine „nicht nachhaltige und nicht erforderliche Strategie zur Reduktion von 
Treibhausgasen aus konventionellen Kraftwerken mit sehr beschränktem Gesamtvo-
lumen dar.“26 Der konsequente Ausbau der Erneuerbaren Energien erfordert nach 
Ansicht des SRU langfristig weder den Betrieb konventioneller Kraftwerke über 45 
Jahre hinaus noch deren Nachrüstung mit CCS-Technik. 
 
Derzeit kann niemand vorhersagen, ob CCS in der konventionellen Kraftwerkstechnik 
je zum Einsatz kommen wird. Daher ist es nicht verantwortbar, heute neue Kohlekraft-
werke mit dem Versprechen auf eine zukünftige Nutzung von CCS zu genehmigen.  
 
An verschiedenen Stellen wird derzeit die praktische Anwendung der CO2-
Abscheidung erprobt. Im dänischen Kohlekraftwerk Esbjerg testet der Energieversor-
ger DONG Energy eine Versuchsanlage zur Kohlendioxidabtrennung. Bei dem Ver-
fahren werden pro Stunde bis zu zwei Tonnen Kohlendioxid aus dem Rauchgasstrom 
„ausgewaschen“. Die Anlage in Esbjerg liefert jedoch eine denkbar schlechte Zwi-
schenbilanz. Effizienz und Energiebilanz des Kraftwerks haben sich durch die CO2-
Abtrennung gravierend verschlechtert. Der Entwicklungschef des dänischen Energie-
konzerns DEP, Rudolph Blum räumte bereits enorme Defizite der Versuchsanlage 
ein: „Der Energieverbrauch ist ganz einfach viel zu groß.“ Nach Auswertung des 
weltweit bisher größten CCS-Versuchs fiel der Wirkungsgrad des Kraftwerks in Esb-
jerg von 45 auf 30 Prozent.27 Ein elektrischer Wirkungsgrad von rund 30 % entsprä-
che damit etwa dem Stand der Kohlekraftwerkstechnik der 1970er Jahre.  
 
Die statische Reichweite der unterirdischen Speicher in Deutschland beträgt aktuel-
len Schätzungen zufolge etwa 30 bis 60 Jahre. Noch nicht berücksichtigt sind dabei 
potenzielle Nutzungskonkurrenzen, die etwa mit der Nutzung von Geothermie oder 
der Errichtung von Druckluft- und Wärmespeichern auftreten können. Die in Deutsch-
land voraussichtlich vorhandenen geologischen Lagerkapazitäten für Kohlendioxid 
sind also beschränkt, und sie können nur einmal gefüllt werden. Falls sich eine Spei-
cherung in Zukunft als verantwortbar erweisen sollte, sollten Kavernen zur Speiche-
rung so genannter „prozessbedingter Emissionen“ aus der Industrieproduktion reser-
viert werden. Diese CO2-Emissionen fallen unabhängig vom Stromverbrauch an und 
ließen sich, aus physikalischen Gründen, ansonsten nur zum Preis der Aufgabe der 
eigenen Stahl-, Zement- und Chemieindustrie vermeiden. Von den prozessbedingten 

                                                 
26 SRU (Fn. 2), S. 47. 
27 „Energieverbrauch viel zu hoch“, Die Tageszeitung vom 23.11.2008; 
http://www.taz.de/1/zukunft/umwelt/artikel/1/energieverbrauch-viel-zu-hoch/; „Neuer Rückschlag für saubere Kohle“, zeo2,  
Heft 01/2009, S. 8; http://www.zeozwei.de 
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Emissionen fallen derzeit pro Jahr etwa 80 Millionen Tonnen an, das sind heute etwa 
ein Zehntel der nationalen Gesamtemissionen. 
 
Im Übrigen lehnt die schleswig-holsteinische Landesregierung die CO2-Einlagerung 
vehement ab und will sich auf Bundesebene dafür einsetzen, „dass den Ländern die 
Möglichkeit bleibt, die dauerhafte unterirdische Speicherung von CO2 auf ihrem Gebiet 
auszuschließen“ sowie entsprechende Einlagerungsgenehmigungen zu verweigern.28  
 
 

4. Versorgungssicherheit erfordert keine weiteren K ohlekraftwerke 

Der weitere Zubau an konventionellen Grundlastkraftwerken ist nicht nur aus klima-
politischen Gründen unverantwortlich. Es besteht auch unter dem Aspekt der Versor-
gungssicherheit kein Bedarf an zusätzlichen Kohlekraftwerken in Deutschland.  
 
Nach § 51 Energiewirtschaftsgesetz obliegt das nationale Monitoring der Versor-
gungssicherheit dem Bundeswirtschaftsministerium. Im letzten Monitoringbericht zur 
„Versorgungssicherheit im Bereich der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizi-
tät“ kommt das Ministerium zu folgendem Ergebnis:29 

„Die im Rahmen des Monitorings durchgeführten Untersuchungen haben ge-
zeigt, dass das Niveau der Versorgungssicherheit im Bereich der Elektrizi-
tätsversorgung in Deutschland als hoch einzustufen ist. Kurz- und mittelfristig 
kann davon ausgegangen werden, dass die Versorgung mit Elektrizität stets 
im erforderlichen Umfang gesichert werden kann. Es stehen derzeit national 
ausreichende Kraftwerkskapazitäten zur Verfügung, um den Bedarf zu de-
cken.“ 
… 

„Für den Zeitraum bis 2020 dürften in Deutschland ausreichende Erzeu-
gungskapazitäten zur Verfügung stehen, um die Versorgungssicherheit im 
Bereich der Elektrizitätsversorgung zu gewährleisten.“ 

 
Diese Aussagen berücksichtigen bereits, dass ein Teil der zu diesem Zeitpunkt ge-
planten Kraftwerksvorhaben nicht realisiert werden würde. 
 
Im Lichte des aktuellen Monitoringberichts 200930 der Bundesnetzagentur erscheint 
die Einschätzung des Bundeswirtschaftsministeriums zum Kraftwerksbedarf als be-
sonders vorsichtig. Während die im April 2009 bei Unternehmen abgefragten Daten 
eine geplante Außerdienststellung von 29,9 GW (inklusive Kernenergie) für den Zeit-
raum zwischen 2009 und 2022 ausweisen, geht das Bundeswirtschaftsministerium von 
Stilllegungen in Höhe von 35 GW für den Zeitraum von 2006 bis 2020 aus. 
 
Der aktualisierte Monitoringbericht der Bundesnetzagentur (BNetzA) weist für den 
Zeitraum 2009 bis 2012 die geplante Stilllegung von Erzeugungskapazitäten im Um-
fang von insgesamt 10,2 GW31 aus. Damit übersteigen die derzeit in Bau befindli-
                                                 
28 Koalitionsvertrag zwischen CDU und FDP in Schleswig-Holstein für die 17. Legislaturperiode, Oktober 2009, S. 17. 
29 BMWi, Monitoringbericht nach § 51 EnWG, Juli 2008; http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/M-O/monitoring-
versorgungssicherheit-elektrizitaetsversorgung,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf  
30 BNetzA, Monitoringbericht 2009; http://www.bundesnetzagentur.de/media/archive/17368.pdf  
31 Nicht berücksichtigt ist die von der neuen Bundesregierung vorgesehene Verlängerung der Laufzeiten für Atomkraftwerke, 
welche die bis 2012 geplante Stilllegung von Erzeugungskapazitäten weiter reduzieren könnte. 
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chen fossilen Erzeugungskapazitäten an Gas- und Kohlekraftwerken (14,1 GW) die 
Planungen für die endgültige Aufgabe von Kraftwerken um fast vier Gigawatt.  
 
Im September 2010 befanden sich 11,4 Gigawatt an Kohlekraftwerkskapazitäten in Bau: 
 
Betreiber  Kraftwerk  Energieträger  elektr. Bruttoleistung  
Vattenfall Boxberg  Braunkohle 675 MW 
EON Datteln 4 Steinkohle 1.100 MW 
Evonik Duisburg-Walsum Steinkohle 790 MW 
RWE Power Hamm Steinkohle 1.600 MW 
RWE Power Neurath Braunkohle 2.200 MW 
Vattenfall Hamburg-Moorburg Steinkohle 1.640 MW 
EnBW Karlsruhe RDK 8 Steinkohle 912 MW 
Trianel Lünen Steinkohle 810 MW 
GdF Suez Wilhelmshaven Steinkohle 830 MW 
GKM AG Mannheim, Block 9 Steinkohle 911 MW 
Summe   11.468 MW  

Quelle: DUH, Stand: September 2010 
 
Hinzu kommen in Bau befindliche Gaskraftwerke mit einer Leistung von 2,9 Gigawatt. 
 
Betreiber  Kraftwerk  Energieträger  elektr. Bruttoleistung  
RWE Power Lingen Erdgas 875 MW 
EON u.a. Irsching 5 Erdgas 820 MW 
EON Irsching 4 Erdgas 530 MW 
EON Plattling Erdgas 125 MW 
RWE Power Lingen (Modernisierung) Erdgas 122 MW 
BS Energy Braunschweig Erdgas 76 MW 
EV Halle Halle-Trotha Erdgas 41 MW 
Salzgitter AG Watenstedt Gicht-/Koksgas 220 MW 
Evonik Dillingen Gicht-/Koksgas 90 MW 
Summe   2.899 MW  

Quelle: BDEW, Stand 04/2010 
 
Insgesamt sind damit aktuell 14,3 Gigawatt an fossilen Kraftwerkskapazitäten in Bau. 
Das Bundeswirtschaftsministerium konstatiert in seinem Monitoringbericht 2008 einen 
Zubaubedarf an konventionellen Kraftwerkskapazitäten in Höhe von 15 GW bis 2015. 
Zieht man die oben aufgelisteten, in Bau befindlichen Kapazitäten ab, verbleiben – 
ungeachtet der deutlich zu hoch angesetzten Stilllegungsannahmen – noch nicht 
einmal 1.000 MW an zusätzlichem fossilem Kapazitätsbedarf. Dieser Bedarf wird vo-
raussichtlich allein schon durch die Novellierung des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes und die damit angestrebte Verdopplung der KWK-Erzeugung in Deutsch-
land bis 2020 erreicht werden, da hier mit insgesamt 10 Gigawatt an gesicherter e-
lektrischer Leistung zu rechnen ist.32 

                                                 
32 Matthes/Ziesing, „Entwicklung des deutschen Kraftwerksparks und die Deckung des Strombedarf – Kurzexpertise für den Rat 
für Nachhaltige Entwicklung“, Oktober 2008, S. 22. 
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Mehrere aktuelle Studien33 kommen zu dem Ergebnis, dass über die bereits in Bau 
befindlichen Kraftwerkskapazitäten keine weiteren fossilen Stromerzeugungsanlagen 
mehr erforderlich sind. Die wissenschaftlichen Arbeiten zeigen, dass Deutschland für 
eine jederzeit und an jedem Ort sichere Stromversorgung weder eine Laufzeitverlän-
gerung von Atomkraftwerken noch zusätzliche Kohlekraftwerksblöcke braucht. Viel-
mehr können aus Altersgründen oder wegen des gesetzlich festgelegten Atomaus-
stiegs stillgelegte Großkraftwerke bis 2020 durch den – von allen Bundestagsparteien 
gewünschten – Ausbau der Erneuerbaren Energien und in geringem Umfang durch 
zusätzliche flexible Gaskraftwerke ersetzt werden.  
 
Die Untersuchungen bestätigten auch die Anfang 2009 veröffentlichte Stromausbau-
prognose der Branche der Erneuerbaren Energien. Danach wird mit dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien im Jahr 2020 (und gleichzeitigem Wegfall der nuklearen Stro-
merzeugungskapazitäten) auch unter konservativen Annahmen zum Zeitpunkt des 
maximalen Bedarfs (Jahreshöchstlast) ausreichend gesicherte Kraftwerksleistung zur 
Verfügung stehen. Selbst wenn nur die bereits Mitte 2008 tatsächlich in Bau befindli-
chen Gas- und Kohlekraftwerke mit rund 12 GW Leistung bis 2016 in Betrieb gehen 
würden.34 Die Jahreshöchstlast wäre bei einem Stromanteil von 47 % aus Erneuer-
baren Energien im Jahr 2020 gewährleistet, selbst wenn alle weiteren in Planung be-
findlichen konventionellen Kraftwerke nicht realisiert würden. Tatsächlich sind seit-
dem aber bereits weitere Anlagen in die Errichtungsphase gegangen.35  
 

 
Abb. 20: Prognose zur Jahreshöchstlast im Jahr 2020, Quelle: BEE-Branchenprognose 2020. 
 
                                                 
33 Vgl. SRU (Fn. 2) und (Fn. 7); UBA (Fn. 6); FH Aachen/Solar-Institut Jülich, „Struktur und Dynamik einer Stromversorgung mit 
einem hohen Anteil erneuerbarer Energieerzeuger – Energiestudie“ (Zwischenbericht, August 2009); http://www.erneuerbare-
energien.de/inhalt/45057/40870  
34 BEE, Stromversorgung 2020 - Wege in eine moderne Energiewirtschaft, Januar 2009, S. 18. 
35 Seit Mitte 2008 wurde bei 3 weiteren Steinkohlekraftwerken (HH-Moorburg, Wilhelmshaven, Mannheim) mit dem Bau begonnen. 
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Wachsender Stromexport belegt Überkapazitäten in De utschland 
 
Deutschland hat sich in den letzten Jahren zu einem Nettoexporteur von Strom entwi-
ckelt. Seit 2003 exportiert Deutschland mehr Strom als es importiert und das mit jähr-
lich wachsendem Anteil. 2008 erreichte der Stromüberschuss, der ins europäische 
Ausland exportiert wurde, mit 22,5 Milliarden Kilowattstunden (= 22,5 TWh) per Saldo 
einen noch nie da gewesen Wert.36 
 

 
Abb. 21: Jährlicher Überschuss bei der deutschen Stromerzeugung; Quelle: UCTE / AG Energiebilanzen, 
2009. 
 
Der Exportüberschuss in 2008 entspricht der Stromproduktion von vier bis fünf großen 
Steinkohleblöcken der 800 MW-Leistungsklasse und das obwohl eine ganze Reihe 
von Atomkraftwerken praktisch ganzjährig (Brunsbüttel, Krümmel) oder halbjährig (Bib-
lis A und B) abgeschaltet waren. Nach vorläufigen Zahlen37 lag der Exportüberschuss, 
trotz Wirtschaftskrise, im Jahr 2009 bei 14,3 TWh, was immer noch der Jahresproduk-
tion von zwei neuen Steinkohleblöcken entspricht. Nach vorläufigen Berechnungen der 
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen38 betrug der Exportüberschuss im ersten Quartal 
2010 9 TWh (9.063 Mio. kWh) und das trotz des strengen und damit energie-
verbrauchsintensiven Winters. Es ist daher zu vermuten, dass nach dem Krisenjahr 
2009 der Saldo des Stromaustausches mit dem Ausland wiederum deutlich steigen 
wird. Diese Situation wird sich in den nächsten Jahren voraussichtlich nicht wesentlich 
ändern. Die Europäische Union der Übertragungsnetzbetreiber (UCTE)39 prognosti-
ziert für Deutschland für die Jahre bis 2020 ein im Ländervergleich hohes Stromexport-
Potenzial an verfügbarer elektrischer Kapazität. Danach werden die zu erwartenden 
Überkapazitäten in Deutschland zwischen 23 GW (2015) und 12 GW (2020) liegen.  

                                                 
36 AG Energiebilanzen, http://www.ag-energiebilanzen.de/viewpage.php?idpage=118  
37 AG Energiebilanzen; „Bruttostromerzeugung in Deutschland von 1990 bis 2009 nach Energieträgern“, http://www.ag-
energiebilanzen.de/viewpage.php?idpage=65  
38 AG Energiebilanzen; Quartalsbericht: Energieverbrauch in Deutschland - Daten für das 1. Quartal 2010, Stand 31.05.2010 
39 System Adequacy Forecast 2009 – 2020; http://www.ucte.org/_library/news/UCTE_SAF-2009-2020_Scenarios.zip  
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5. Fazit 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Bau und Betrieb eines Steinkohlekraft-
werks in Brunsbüttel weder aus umwelt- und klimapolitischer Sicht verantwortlich noch 
aus energiewirtschaftlichen Gründen erforderlich ist.  
 
Das SüdWestStrom-Kraftwerk, mit jährlichen Emissionen von mehr als 10 Millionen 
Tonnen Kohlendioxid, lässt sich nicht mit den Klimazielen, zu denen sich Deutschland 
auf nationaler wie internationaler Ebene verpflichtet hat, vereinbaren. Ob in den nächs-
ten Jahren eine im großtechnischen Maßstab funktionierende Kohlendioxid-
Abtrennung zur Verfügung steht, mit der sich ein Kohlekraftwerk auch wirtschaftlich 
betreiben ließe, lässt sich heute nicht vorhersagen. Zum heutigen Zeitpunkt ist auch 
nicht absehbar, inwieweit eine sichere und dauerhafte Einlagerung großer Mengen 
Kohlendioxid zukünftig gelingen wird. 
 
Zur Gewährleistung der zukünftigen Versorgungssicherheit in Deutschland ist das 
Kohlekraftwerk nicht erforderlich. Der notwendige Erneuerungsbedarf an fossilen 
Kraftwerkskapazitäten wird bereits heute abgedeckt. Der als Grundlastkraftwerk konzi-
pierte Steinkohle-Doppelblock ist nicht in der Lage, flexibel genug auf die stark stei-
gende aber volatile Einspeisung großer Strommengen aus Erneuerbaren Energien zu 
reagieren. Die Kostenstruktur und die mangelnde Flexibilität würden das Kraftwerk 
nicht in die Lage versetzen, einen Beitrag für eine kostengünstige Energieversorgung 
zu leisten.  
 
Sollte das Kraftwerk dennoch realisiert werden, werden entweder die nationalen Kli-
maschutzziele verfehlt oder das Kraftwerk wird in naher Zukunft zu sog. Stranded In-
vestment. Beides ist nicht verantwortbar. 
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